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NACHRICHTEN 

Gore feiert Ende 
des Wahlkrlmls 
NEW YORK: Wenige Stun
den nach seinem Ausstieg 
aus dem Rennen um das 
Weisse Haus hat AI Gore 
mit Freunden und Promi
nenten das Ende des mehr 
als fünfwöchigen US-Wahl
krimis gefeiert. Gäste der 
Party in Gores Washingto
ner Residenz waren unter 
anderen die Rockstars Jon 
Bon Jovi, Tom Petty und 
Stevie Wonder, wie die New 
Yorker Tageszeitungen «Dai
ly News» und «New York Ti
mes» a m  Freitag berichte
ten. Gore habe mit Petty 
und Bon Jovi Bier getrun
ken und sich a u f  der Tanz
fläche vergnügt, während 
seine Ehefrau Tipper 
Schlagzeug gespielt habe. 

Schwere 
Regierungskrise 
In Portugal 
LISSABON: Ein Skandal um 
eine staatlich unterstützte 
Privatstiftung hat Portugals 
sozialistischen Ministerprä
sidenten Antonio Guterres 
in die schwerste Krise seiner 
bisher e in jähr igen Amts
zeit gestürzt. Sport- und J u 
gendminister Armando Vara 
und Innenstaatssekretär 
Luis Patrao erklärten am 
Freitag in Lissabon ihren 
Rücktritt. Sie hatten Anfang 
Jahr  die dem Innenministe
rium nahestehende «Stif
tung für Vorbeugung und  
Sicherheit» (FPS) ins Leben 
gerufen. 

Diese entwirft unter ande
rem Programme zur 
Bekämpfung von Verbre
chen oder gegen den Dro-
genmissbrauch. Die Opposi
tion warf Guterres vor, dem 
Parlament die Bildung die
ser Stiftung verschwiegen 
zu haben und der Vettern
wirtschaft Tür und Tor zu 
öffnen. 

Zurückhaltung 
in der 
«Spitzelaffäre» 
WIEN: Hochrangige Vertre
ter der österreichischen Ju
stiz und Justizminister Die
ter Böhmdorfer haben Poli
tik und Medien am Freitag 
um Zurückhaltung in der 
«Spitzelaffäre» gebeten. Sie 
taten dies in einer Grund
satzerklärung, ohne sich zu 
einzelnen Fällen zu äussern. 
Die Präsidentin der Richter
vereinigung, Barbara Heii
ge, und der Präsident der 
Staatsanwaltsvereinigung, 
Friedrich Matousek, waren 
mit dem FPÖ-nahen Mini
ster Böhmdorfer zusammen
gekommen, um sich über 
versuchte politische Einflus-
snahmen von Seiten frei
heitlicher Politiker zu bekla
gen. 

Von Enteignung 
bedroht 
HARARE: Immer mehr 
weisse Farmer müssen in 
Simbabwe um ihren Land
besitz fürchten. Die Regie
rungspartei von Präsident 
Robert Mugabe ZANU-PF 
hat am Freitag die Liste der 
Grundstücke, die zwangsen
teignet werden sollen, um 
133 a u f  2513 erweitert. 
Auf  einem Parteitag der 
ZANU-PF erklärte Mugabe 
weiter: «Das Land gehört 
uns durch Geburt, durch 
Recht upd  durch Kampf.» 

UNO-Konvention gegen 
Kriminalität unterzeichnet 

Klage Öcalans 
angenommen 

Abschluss der UNO-Konferenz in Palermo f )  
PALERMO: Uber 120 
Staaten haben zum Ab
schluss einer UNO- Kon
ferenz in Palermo die 
Konvention gegen orga
nisierte Kriminalität un
terzeichnet. Von Schwei
zer Seite hiess es, die 
Konferenz habe ein «ein
drückliches Signal» gege
ben. 

«Wir sind jetzt au f  dem Wege, 
einen juristischen Rahmen im 
Kampf gegen eine der grössten 
Herausforderungen zu schaf
fen», sagte der stellvertretende 
UNO-Generalsekretär Pino Ar-

lacchi. In der «Konvention von 
Palermo» verpflichten sich die 
Länder, ihr Strafrecht zu har
monisieren. Überall sollen glei
che Vorschriften gegen organi
sierte Kriminalität herrschen. 
Unter anderem sollen Verdäch
tigte schneller ausgeliefert und 
das Bankgeheimnis beim Ver
dacht von Geldwäsche rasch 
aufgehoben werden. 

Eindrückliches Signal 
Die Konferenz von Palermo 

habe ein «eindrückliches Sig
nal» gegeben, sagte Christoph 
Pappa vom Eidgenössischen 
Justiz- und Polizeidepartement 
(EJPD) a u f  Anfrage. Die Staa

ken hätten ihren Willen, gegen 
die organisierte Kriminalität 
anzugehen, mit Nachdruck be
kundet. Die Probleme seien j e 
doch mit der Konvention noch 
nicht gelöst, räumte Pappa ein. 
Sie stelle einen Anfang dar. 
Jetzt müsse sie angewandt und 
die internationale Zusammen
arbeit auf diesem Gebiet ver
stärkt werden. Bundesrätin 
Ruth Metzler hatte die UNO-
Konvention gegen die transna
tionale Kriminalität am Diens
tag unterzeichnet. 

Drittwelt-Staaten betonten, 
zum entschlossenen Vorgehen 
gegen organisierte Kriminalität 
brauchten sie beträchtliche Fi

nanzhilfen. Italien versprach, 
konfiszierte Gelder der Mafia 
zur Verfügung zu stellen. 

Es gab in Palermo allerdings 
auch besorgte Stimmen. Ledig
lich etwa 80 Staaten anerken
nen zwei Zusatzprotokolle ge
gen Menschenhandel und das 
Unwesen von Schlepperban
den. Auch die Schweiz hat die 
Zusatzprotokolle noch nicht 
unterzeichnet. 

Die drei Zusatzprotokolle 
zum Schlepperwesen, Men
schen- und Waffenhandel wür
den in der Schweiz noch ge
prüft, sagte Pappa. Die Zusatz
protokolle waren im Oktober 
ausgehandelt worden. 
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Armee verab
schiedet Ogi 
Der Ende Dezember abtretende 
Verteidigungsminister Adolf 
Ogi ist am Freitag im H o f  des 
Schlosses Fraubrunnen feier
lieh von der Armee verabschie
det worden. Armeevertreter 
würdigten Ogis Verdienste f ü r  
die Armee X X I  und seine 
menschlichen Qualitäten. Un
ermüdlich, entschlossen und 
mit  Visionen habe Adol f  Ogi 
allen Schweizerinnen und 
Schweizern vorgelebt, dass sie 
sich selber bleiben körtnen und 
sollen, sagte Generalstabschef 
Hans-Ulrich Scherrer in seiner 
Würdigung. Ogi habe der 
Schweiz mit  jugendlicher Krafi 
und Spontaneität, mit  stetem 
Optimismus, Begeisterungs
fähigkeit und ausgeprägter 
Menschlichkeit sehr viel gege
ben, hielt Scherrer fest. Er 
könne sein Departement als 
Architekt der neuen Sicher
heitspolitik, der Kooperation 
und der Öffnung an Samuel 
Schmid übergeben. 
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Neue Friedensfiihler in Nahost 
Arafat trifft israelischen Aussenminister Ben Ami - Sechs Tote bei Schiessereien 

JERUSALEM: Nach wochen
langen blutigen Unruhen 
bemUhen sich Israelis und  
Palästinenser offenbar wieder 
verstärkt u m  die Aufnahme 
von Verhandlungen. Der paläs
tinensische Präsident Jassir 
Arafat t r a f  sich a m  Freitag
morgen Uberraschend mit  
dem israelischen Aussenmi
nister Schlomo Ben Ami. 

Dabei ging es um die Wieder
aufnahme von Friedensge
sprächen zwischen beiden Sei
ten, die nach Berichten des 
israelischen Rundfunks bereits 
in der kommenden Woche in 
Kairo beginnen könnten. Un
terdessen wurden bei Unruhen 
in den Autonomiegebieten 
sechs Palästinenser erschossen. 

Der israelische Rundfunk be
richtete nach der dreistündigen 
Zusammenkunft am Grenz
übergang Eres, auch ein Gipfel
treffen zwischen Arafat und 
Ministerpräsident Ehud Barak 
sei mittelfristig nicht ausge
schlossen. Dem Bericht zufolge 
verständigten sich beide Seiten 
darauf, sich um eine Einhal
tung der im Oktober zwischen 
Arafat und Barak vereinbarten 
Waffenruhe j m  bemühen. Zu

dem solle die Blockade palästi
nensischer Städte aufgehoben 
werden. •; 

Der palästinensische Infor
mationsminister Jasser Abeti 
Rabbo, der an  dem Treffen teil

nahm, sagte, beide Seiten seien 
noch nicht dazu bereit, die En
de September abgebrochenen 
Friedensverhandlungen wieder 
in vollem Umfang aufzuneh
men. Die palästinensische 

Führung wollte seinen Anga
ben im Laufe des Tages über die 
Wiederaufnahme von Ge
sprächen beraten. 

Der von seinem Amt zurück
getretene Barak ist laut Me-

Trotz aller Versuche um Wiederaufnahme der Friedensverhandlungen ist es auch gestern wieder z u  
schweren Zuspmmenstössen zwischen Israelis und den Palästinensern gekommen. 

dienberichten bemüht, noch 
vor  der Neuwahl am 6. Februar 
ein Abkommen mit Arafat zu 
unterzeichnen. Nur ein solches 
Abkommen könnte nach Auf
fassung von Meinungsfor
schern dem in Umfragen abge
schlagenen Barak noch einmal 
zum Sieg verhelfen. Barak und 
Arafat waren zuletzt im Okto
ber beim Krisengipfel im ägyp
tischen Scharm el Scheich zu
sammengetroffen. 

Unterdessen kam es im West
jordanland und Gazastreifen zu 
neuen Ausschreitungen, bei de
nen sechs Palästinenser getötet 
wurden. Drei Männer wurden 
in der Nacht zum Freitag bei 
Nablus bei einer Schiesserei mit 
israelischen Soldaten getötet. 
Ebenfalls nahe Nablus wurde 
ein palästinensischer Polizist 
erschossen. Ein weiterer Palä
stinenser wurde im Gazastrei
fen nahe dem Grenzübergang 
Eres getötet. Ein Militärspre
cher sagte, er habe versucht, ei
nen Soldaten zu erstechen. Ein 
17-Jähriger wurde ausserhalb 
von Nablus bei Unruhen nach 
dem Freitagsgebet erschossen. 
Damit stieg die Zahl der Todes
opfer seit Beginn der Unruhen 
Ende September au f  p25. 
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